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Geschäft Nr. 251
Legislatur: 2008 – 2012 

 

 

Geschäft Bericht an den Einwohnerrat 15. Mai 2012 

Vorstoss Genehmigung des Vertrages über die KESB Leimental 

Info Die Totalrevision des Vormundschaftsrechts zum neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrecht 

(KESR) bringt grundlegende Änderungen mit sich: 

Einheitliches Rechtsinstitut der Beistandschaft mit vier Arten: Die neuen Massnahmen sind 

den konkreten Bedürfnissen des Einzelfalles massgeschneidert anzupassen. 

Grösserer Zuständigkeitsbereich: Die neue Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) ist 

künftig erstinstanzlich für sämtliche Massnahmen im Kindes- und Erwachsenenschutzbereich 

zuständig und muss für den Einzelfall massgeschneiderte Massnahmen anordnen. 

Anspruchsvolle Rechtsanwendung: Massgeschneiderte Massnahmen bedingen eine 

sorgfältige Situationsanalyse, eine fachliche Diagnose und eine sachgerechte Umschreibung 

des Auftrags an die Mandatsträger/innen. 

Professionalisierung der Vormundschaftsbehörde: Die neue Erwachsenenschutzbehörde ist 

als interdisziplinäre Fachbehörde auszugestalten, die auch die Aufgaben der 

Kindesschutzbehörde wahrnimmt. Die Behörde fällt ihre Entscheide in der Regel mit 

mindestens drei Mitgliedern. 

Die Vorgaben des Bundesrechts verpflichten alle Kantone, ihre Behördenorganisation den 

neuen Anforderungen entsprechend anzupassen. Sie müssen eine eigenständige, 

professionelle und mit den erforderlichen Fachpersonen besetzte Kindes- und 

Erwachsenenschutzbehörde (KESB) schaffen. Das neue Recht tritt am 1. Januar 2013 in Kraft, 

bis dahin müssen die erforderlichen Strukturen geschaffen werden. 

Die Gemeinderäte der Leimentaler Gemeinden Binningen, Bottmingen, Allschwil und 

Schönenbuch, Biel-Benken, Ettingen, Oberwil und Therwil beschlossen im Dezember 2011, 

eine gemeinsame KESB Leimental zu führen. Die Organisationsstrukturen werden bearbeitet, 

ein geeigneter Standort wird gesucht. 

 

Das Vormundschaftssekretariat und die Vormundschaftsbehörde Binningen werden auf den 

Zeitpunkt der Aufgabenübernahme der neuen KESB aufgehoben.  

 

Antrag Der Einwohnerrat genehmigt den Vertragsentwurf 8 vom 27.4.2012  über die KESB Leimental. 

 

Gemeinderat Binningen 

 Präsident: 

Vorname Name 

Verwalter: 

Vorname Name 



 

 

Leistungsauftrag 700 | Produkt 7.01 Genehmigung des Vertrages

über die KESB Leimental

Zuständig: Gemeinderat/rätin Heidi Ernst | Abteilungsleiterin Brigitte Wiggli 

 Seite 2 von 5
 

 

 

1. Ausgangslage 

Aufgrund der beschriebenen Vorgaben des Bundesrechts sind alle Kantone gefordert, ihre 

Behördenorganisationen den neuen Anforderungen entsprechend anzupassen. Insbesondere müssen 

sie eine eigenständige professionelle Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde schaffen, die mit den für 

die zu fällenden Entscheide erforderlichen Fachpersonen besetzt ist. Die Konferenz der Kantone für 

Kindes- und Erwachsenenschutz (KOKES) hat dazu einen Modellvorschlag ausgearbeitet: Demnach 

müssen die Bereiche Jurisprudenz, Psychologie/Pädagogik und Sozialarbeit im Fachgremium vertreten, 

das Fachwissen aus den bereichen Medizin, Treuhand, Vermögensverwaltung etc. intern oder extern 

abrufbar sein. Das neue Recht tritt am 1. Januar 2013 in Kraft, bis dahin müssen die erforderlichen 

Strukturen geschaffen werden. 

Der Gemeinderat ist sich bewusst, dass der Aufbau der neuen Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde 

noch einige Unbekannte enthält. Der Auftrag gemäss Bundesgesetz ist aber umzusetzen und kann nicht 

weiter hinausgezögert werden. Aufgrund der beim Kanton Baselland entstandenen Verzögerung bleibt 

nicht genügend Zeit, die neue Behörde auf dem Papier bis ins Detail zu planen und anschliessend 

umzusetzen, vielmehr ist eine rollende Planung im Gange, um rechtzeitig auf den 1. Januar 2013 bereit 

zu sein. Die Zustimmung über den Vertrag der KESB Leimental ist ein grundlegender Meilenstein für das 

weitere Vorgehen. 

 

1.1. Kantonalrechtliche Umsetzung des neuen Bundesrechts 

Die Umsetzung der geschilderten Bundesvorgaben im kantonalen Recht findet hauptsächlich im Gesetz 

über die Einführung des Zivilgesetzbuches (EG ZGB) sowie im Gesetz über die Organisation und die 

Verwaltung der Gemeinden (Gemeindegesetz) statt. In der Vernehmlassungsvorlage1 hatte der 

Regierungsrat ursprünglich noch je ein Modell mit kantonaler und eines mit kommunaler Trägerschaft 

vorgeschlagen. In den Vernehmlassungen votierten die direkt betroffenen Gemeinden und der Verband 

Basellandschaftlicher Gemeinden (VBLG) aus Qualitätsüberlegungen klar gegen das kantonale und für 

das kommunale Modell: Da in den Gemeinden bereits professionelle Strukturen vorhanden seien, auf 

denen aufgebaut werden könne, sollte die vorgesehene Reglementierung auf das gemäss Vorgaben des 

Bundesrecht Notwendigste beschränkt werden. In der Folge unterbreitete der Regierungsrat dem 

Landrat am 1. November 2011 eine Vorlage, die nur noch ein kommunales Model vorsah. 

 

Der Landrat beschloss am 8. März 20122 die Revision des EG ZGB und damit die organisatorische 

Umsetzung des neuen KESR im Kanton Basel-Landschaft: 

- Die Organisation und Führung der KESB und deren Kostentragung, 

- Die kreisweise Bestellung von (im ganzen Kanton maximal sieben) gemeinsame Kindes- und 

Erwachsenenschutzbehörde sowie die Regelung der Kreiseinteilung, 

- Die Bereitstellung der berufsmässigen Führung von Mandaten auf ihre Kosten. 

 

                                                        

 
1
 Landratsvorlage Nr. 2011-295 vom 1.11.2011,  

http://www.baselland.ch/fileadmin/files/docs/parl-lk/vorlagen/2011/2011-295.pdf 
2
 Beschluss des Landrats vom 8.3.2012 inkl. Gesetzestext, http://www.baselland.ch/01-htm.316707.0.html 
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Die Bezirke Arlesheim und Laufen werden in 3-4 Kreise aufgeteilt, die Bezirke Liestal, Sissach und 

Waldenburg in 2-3 Kreise. Die jeweiligen Gemeinden entscheiden selbst, zu welchem Kreis sie gehören, 

wobei für die Kresibildung keine Mindesteinwohnerzahl vorgeschrieben ist. 

 

Die KESB ist als interdisziplinäre Fachbehörde ausgestaltet: Sie besteht aus mindestens einem 

Spruchkörper, der drei bis fünf Mitglieder umfasst und zwingend mit einer Fachperson aus dem Bereich 

Recht und überdies mit Sachverständigen namentlich aus den Bereichen Sozialarbeit, Psychologie, 

Pädagogik, Medizin, Finanzwesen oder Kindes- und Erwachseneschutzwesen besetzt werden muss. Die 

Gemeinden können vorsehen, in sie betreffenden Fällen Sachverständige in den Spruchkörper 

delegieren zu können (Tessin Modell). Zur fachlichen und administrativer Unterstützung ihrer Aufgaben 

hat die KESB an ihrem Amtssitz über ein eigenes Behördensekretariat zu verfügen. Die 

sozialarbeiterischen Abklärungen erfolgen durch die KESB, wobei auch die kommualen Sozialdienste mit 

entsprechenden Abklärungen beauftagt werden können. 

 

Neu wird die KESB für sämtliche erstinstanzlichen Entscheide im Kindes- und Erwachsenenschutzbereich 

zuständig sein: Die bisherigen lokalen Vormundschaftsbehörden, die kantonalen Amtsbehörden sowie 

das kantonale Vormundschaftsamt respektive die kantonale Vormundschaftskommission werden 

aufgelöst und deren Aufgaben werden von der neuen KESB übernommen. Die Gemeinden haben die 

gemeinsame KESB durch öffentlich-rechtlichen Vertrag zu bestellen, der vom Einwohnerrat zu 

genehmigen ist. Das neue KESR tritt per 1. Januar 2013 in Kraft, auf diesen Zeitpunkt hin muss die neue 

Behörde ihren Betrieb aufnehmen. 

 

2. Beurteilung 

Das übergeordnete Recht schreibt vor, dass die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde ihren Betrieb 

spätestens am 1. Januar 2013 aufnehmen muss. Aufgrund der sich schon im Vernehmlassungsverfahren 

(Sommer 2011) anzeichnenden zetlichen Dringlichkeit der Umsetzung haben die Gemeinderäte der 

Leimentaler Gemeinden Binningen, Bottmingen, Allschwil und Schönenbuch, Biel-Benken, Ettingen, 

Oberwil und Therwil im Dezember 2011 beschlossen, eine gemeinsame KESB Leimental zu führen 

(Beschluss des Gemeinderates Binningen vom 20. Dezember 2011). In der Folge nahmen ein aus 

Gemeinderatsmitgliedern zusammengesetzter Steuerungsausschuss sowie eine aus Fachpersonen 

zusammengesetzte Arbeitsgruppe ihre Arbeit auf und legten die Grundzüge der Organisation fest, noch 

bevor die Detailberatung im Landrat begonnen hatte. 

 

2.1. Vertrag 

Die neue KESB Leimental wird neben der Leitung und dem Behördensekretariat einen Spruchkörper von 

3 Mitgliedern umfassen, der Amtssitz ist noch offen. Die Versammlung der Gemeindedelegierten, in der 

jede Gemeinde mit einer Person vertreten ist, wird den detaillierten Stellenplan festlegen und die 

Aufgaben und die Befugnisse wahrnehmen, die gemäss dem Personalrecht der sitzinhabenden 

Gemeinde der Anstellungsbehörde zukommen. Im Weiteren wird sie zu Handen der Vertragsgemeinden 

jedes Jahr ein Budget und eine Jahresrechnung erstellen sowie eine Fachstelle mit der Rechnungs- und 

Geschäftsprüfung beauftragen. Weitere Ausführungsbestimmungen zum Vertrag wird die 

Vernehmlassung der Gemeindedelegierten in einer separaten Vereinbarung festlegen. 
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2.2. Kosten 

Die Kosten für die neue Behörde tragen die beteiligten Gemeinden gemeinsam: Die Bereitstellungs- und 

Unterhaltskosten für die benötigten Räumlichkeiten werden anhand der jeweiligen Einwohnerzahl per 

Stichtag von den beteiligten Gemeinden getragen. Die Laufenden Betriebskosten werden zu 30% nach 

Einwohnerzahl belastet, die restlichen 70% werden verursachergerecht (im Verhälntnis des auf die 

Fallbearbeitung pro Vertragsgemeinde anrechenbaren Zeitaufwandes) separat erhoben. Die Kosten für 

Haftungsfälle und unrechtmässige Unterbringungen werden nach Einwohnerzahl auf die 

Vertagsgemeinden verteilt, weitere Spezielle Kosten werden von der vom Fall betroffenen 

Vertragsgemeinde getragen. 

 

Zu erwähnen ist, dass die Kosten für das Vormundschaftswesen bereits heute zu einem grossen Teil von 

den Gemeinden getragen werden. Die Revision des Bundesrechts bringt denn auch nicht grundlegend 

neue Aufgaben mit sich, sondern konzentriert die bisher aufgeteilten Zuständigkeiten im Kindes- und 

Erwachsenenschutzrecht neu an einer einzigen Stelle. Diese Konzentration der Zuständigkeiten sowie 

die umzusetzende Professionalisierung des ganzen Bereichs werden zwangsläufig zu einer 

Kostensteigerung führen. 

 

Die Berechung der effektiven Kosten ist zum heutigen Zeitpunkt relativ schwierig: Die Behörde muss 

zum einen gänzlich neu aufgebaut werden, es fallen mithin einmalige Kosten für die Bereitstellung eines 

neuen regionalen KESB-Standortes (Renovations-, Einrichtungs- und Installationskosten, Umzug etc.) an: 

Die Kosten können zum gegebenen Zeitpunkt noch nicht beziffert werden, da die diesbezüglichen 

Aufwandpositionen noch nicht bekannt sind. Ebenfalls einmalig sind die Kosten für die Schulungen der 

Mitarbeitenden der KESB sowie der Berufsbeiständinnen und Berufsbeistände. Zum anderen muss 

aufgrund der angestrebten Professionalisierung mit entsprechend höheren Personalkosten gerechnet 

werden. Schliesslich müssen die bestehenden Massnahmen in das neue Recht überführt und die künftig 

zu treffenden Massnahmen für den Einzelfall massgeschneidert sein, wodurch sich der diesbezügliche 

Abklärungs- und Fallbearbeitungsaufwand entsprechend erhöhen wird. 

 

Aufbau und Betrieb der KESB sollen soweit als möglich kostendeckend sein. Die entstehenden Kosten 

sollen den verursachenden Personen demgemäss grundsätzlich in Rechnung gestellt werden. Allerdings 

gibt es einen grossen Anteil an Tätigkeiten, die nicht verrechnet werden können, so beispielsweise 

Vorabklärungen zu erwachsenenschutzrechtlichen Massnahmen, die nicht zur Anordnung einer 
Massnahme führen, Vernehmlassungen zu Beschwerdefällen, Beratung in laufenden Massnahmen, 

Ausbildung und Betreuung von Mandatsträgern sowie Vernetzungsarbeit mit den Fachstellen. Im 

Weiteren ist mit einem relativ hohen Anteil an Ausfällen zu rechnen, da zahlreiche Betroffene nicht 

oder nur teilweise in der Lage sind, die anfallenden Kosten zu bezahlen; seitens Kantons wird mit einer 

Ausfallquote von 25% gerechnet. Eine Entlastung bringt auf der Kostenseite einzig die Auflösung der 

bisher vom Kanton geführten Amtsvormundschaften; die entsprechenden Kosten von rund CHF 1,45 

Mio. werden den Gemeinden weiter gegeben. 

 

Personalkosten, geschätzter Aufwand: 

Funktion Lohnsumme 

Präsidium/Leitung CHF 150 000 

2 Mitglieder Spruchkörper, je 50% CHF 130 000 

Juristische Mitarbeit 120% CHF 150 000 

Sozialarbeit 400% CHF 400 0000 

Buchhaltung 200% CHF 190 000 

Sekretariat 220% CHF 180 000 

Total KESB Leimental CHF 1,2 Mio. 
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Zu diesen Kosten hinzuzurechnen sind die einmalig anfallenden Kosten für Einrichtung, Umzug, 

Installation und dergleichen sowie die übrigen laufenden Kosten gemäss Vertrag (Letztere liegen grob 

geschätzt bei rund CHF 450 000 pro Jahr). 

 

Von diesen Kosten gemäss Vertrag werden 30% auf die Vertragsgemeinden aufgeteilt, massgebend sind 

die Einwohnerzahlen am 1. Januar des jeweiligen Rechnungsjahres. Die restlichen Kosten werden im 

Verhältnis des auf die Fallbearbeitung pro Vertragsgemeinden anrechenbaren Zeitaufwandes verteilt. 

 

2.3. Ergänzende Bemerkungen 

Mit Zustimmung des Vertrages durch den Einwohnerrat, wird die Steuerungsgruppe die weiteren 

Schritte veranlassen. In der geltenden Gemeindeordnung der Gemeinde Binningen ist die 

Vormundschaftsbehörde unter §31 explizit verankert. Diese wird per 1.1.2013 durch die 

interkommunale Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde abgelöst. Die neue Behörde beruht auf 

höherrangigem Recht, so dass die Vormundschaftsbehörde Binningen auf diesen Zeitpunkt hin als 

materiell aufgehoben gilt. Gemäss Auskunft Kanton Basel-Landschaft, Stabstelle Gemeinde, ist deren 

formelle Streichung in der Gemeindeordnung auf den 1.1.2013 nicht zwingend hin notwendig sondern 

sie kann auch in einer späteren Gemeindeordnungs-Revision vorgenommen werden. 

 

Der Gemeinderat hat Abklärungen für den KESB-Standort im Resch-Haus vorgenommen, die Vorschläge 

wurden der Steuerungsgruppe KESB unterbreitet. Liegen die Zusagen der Vertragsgemeinden für einen 

Standort in Binningen vor, wird dieser dem Einwohnerrat mit einem separaten Antrag vorgelegt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
− Vertrag vom 29. Mai 2012 über die KESB Leimental 

 

 

 


